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Staatssekretär des Bundesver
kehrsministeriums Enak Ferle
mann aus, habe sich doch sehr 
aufgeschlossen über das groß
zügige Angebot des Bundes ge
zeigt. Sieling hatte bei der Schaf
fermahlzeit seinen Braunkohl 
zusammen mit dem Verkehrs
minister verspeist und dabei 
offenbar auch über Geschäft
liches geredet. Warum das An
gebot nicht schon vor fünf Jah
ren angenommen wurde, dafür 
gibt es keine vernünftige Erklä
rung. Verwaltungsprozesse dau
ern eben manchmal länger, er
fährt man hinter vorgehaltener 
Hand.

Nun aber macht der Bund 
Druck. Denn Bremen hat bisher 
nur 22,5 Millionen Euro ausge
zahlt. Wenn das Land nicht un
terschreibt, steht die Nachforde
rung von 23 Millionen Euro ins 
Haus, mit denen Bremen im 
Rückstand ist. Ferlemann kün
digte auch zwei weitere Ausbau
maßnahmen an – die Uferzonen 
bei Dörverden und bei Draken
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Können die BesetzerInnen im 
Alten Sportamt bleiben? Die 
Stadt hat der Gruppe dazu ein 
Vertragsangebot unterbreitet. 
Eine Sprecherin des zuständi
gen Finanzressorts bestätigte 
einen entsprechenden Bericht 
von Radio Bremen. An das Ange
bot geknüpft sind allerdings be
stimmte Bedingungen. Wie die 
BesetzerInnen der taz erklärten, 
sollen sich unter anderem maxi
mal 200 Personen bei Veranstal
tungen auf dem Gelände aufhal
ten. Für sie wäre dieser Punkt ak
zeptabel. Insgesamt begrüßen 
sie die Initiative der Stadt, wol
len vor weiteren Verhandlungen 
allerdings grundsätzliche Fra
gen klären. Dennoch sei es für 
die AktivistInnen denkbar, dass 
der Vertrag die Lösung des Kon
flikt bedeuten können.

Und der zieht sich nun im
merhin schon ein paar Jahre. 
Ursprünglich hatten die Aktivis
tInnen mit der Stadt 2011 eine 
Zwischennutzung für das Haus 
in der Nähe des Weserstadi
ons jeweils für die Sommermo
nate vereinbart. Sie veranstalte
ten dort Konzerte, Workshops, 
Partys oder Vorträge, ein Kul
turort entstand. Die AktivistIn
nen strebten immer eine dau
erhafte Lösung an. 2015 wollte 
die Stadt die Nutzungsduldung 
nicht mehr verlängern, der Ort 
sollte wohl ein Gerätelager für 
Werder Bremen werden. Im Ap
ril 2015 besetzten die AktivistIn
nen dann den Ort. Die Finanz
behörde drohte später die Räu
mung an.

Streit gab es in der Ver
gangenheit unter anderem, 
weil das Gebäude in der Pau
liner Marsch in einem Über
schwemmungsgebiet liegt, wo 
in dem Wintermonaten eine 
Nutzung verboten ist und kul

turelle Zwecke nicht vorgesehen 
und erst bauordnungsrechtlich 
genehmigt werden müssten. 
Besonders bei Versammlun
gen von Personen im Gebäude 
bestanden bislang ungeklärte 
Haftungsfragen.

Ein Leihvertrag wurde den Be
setzerinnen bereits einmal an
geboten und dann kurzfristig 
zurückgezogen. Aus dem Bau
ressort hieß es da, eine Nut
zung sei planungsrechtlich un
möglich.

Immer wieder kam es zu Ge
sprächen und deren Abbrüchen. 
Im Herbst 2016 hatten die Be
setzerInnen ein Treffen mit der 
Fraktion der Grünen, die die 
Möglichkeit eines unbefriste
ten Vertrages erneut auf den 
Tisch brachte.

Seit Anfang Mai liegt nun 
ein Entwurf für einen Leihver
trag durch die Immobilien Bre
men vor, die das Gebäude ver
waltet. Laut einem Sprecher 
der BesetzerInnen basiere die

ser auf einer „Duldung der Nut
zung durch die Baubehörde“ 
und enthalte Auflagen zum 
Brandschutz und zu Fluchtwe
gen oder eben der zulässigen 
Personenzahl.

Am vergangenen Donnerstag 
habe die Gruppe auf das Ange
bot der Stadt mit einer EMail re
agiert. „Wir finden es gut, dass 
die Stadt uns eine neues Ange
bot gemacht hat und weg ist von 
der Eskalation“, erklärte der Akti
vist. Vor detaillierteren Vertrags
verhandlungen wollen sie nun 
aber ihrerseits einige Fragen 
schriftlich geklärt wissen. Un
ter anderem zur Haftung und 
dazu, ob es sich bei dem Ange
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bot nun wieder um eine Über
gangslösung handele. Denn bis
lang bedeutete die „Duldung“ 
einer Nutzung, dass diese jedes 
Jahr aufs Neue verlängert wer
den musste. Auch müsse der 
Zeitraum der Winterpause ge
nau geklärt werden. Und für 
die AktivistInnen sei relevant, 
inwiefern ihr ausgearbeitetes 
Nutzungskonzept in den Ver
trag mit eingehe. Dies regele, wo 
Bühne und Bar auf dem Gelände 
stehen und stelle damit sicher, 
dass diese nicht jeden Winter 
abgebaut werden müssten. Um 
all diese Dinge hätte man sich 
in vergangenen Gesprächen im
mer wieder gedreht – daher wol
len es die Aktivisten nun gleich 
vorher klären.

„Nach monatelanger Funk
stille und einer angedrohten 
Räumung dauert es jetzt bei uns 
eben ein bisschen und da muss 
die Behörde durch“, erklärte 
der Aktivist. Seine Gruppe ent
scheide im Konsens.

Mittelweser wird ausgebaut
INFRASTRUKTUR Bremen könnte aus der Mitfinanzierung einfach aussteigen, 
hat dieses Angebot aber seit fünf Jahren nicht angenommen
Das Bundesland Bremen hat in 
den letzten zehn Jahren mehr 
als 40 Millionen Euro an Ver
pflichtungen für den Ausbau 
der Mittelweser zwischen Bre
men und Minden übernom
men, das Land Niedersachsen 
hat sich gleichzeitig an diesen 
Maßnahmen auf niedersächsi
schem Gebiet überhaupt nicht 
beteiligt. Diese Schieflage soll, 
wenn es nach dem Bund geht, 
beendet werden.

Bremen soll aus dem Vertrag 
über die Finanzierung des wei
teren MittelweserAusbaus ent
lassen werden, im Gegenzug sol
len die bisherigen Bundeswas
serstraßen Lesum und Wümme 
zu Landeswasserstraßen herab
gestuft werden, ihre Unterhal
tung also Angelegenheit Bre
mens werden.

Dieses Angebot des Bundes 
ist nun fünf Jahre alt und Bre
men hat immer noch nicht un
terschrieben. Aber der Bremer 
Bürgermeister, das plauderte 
gestern der parlamentarische 

burg sollen bis 2020 zurückge
baut werden. Das kostet weitere 
20 Millionen – ein Drittel davon 
wären gut sechs Millionen. Und 
vor allem prüft das Wasser und 
Schifffahrtsamt weitere Weser
Ausbauten bei Petershagen, die 
erforderlich sein könnten, um 
die Mittelweser zur Fahrrinne 
auch für „GroßmotorGüter
schiffe“ (GMS) zu ertüchtigen, 
wie es im Fachjargon heißt.

Gegenüber den bisherigen 
„Europaschiffen“ mit 85 Me
tern Länge haben die GMS 110 
Meter Länge und sollen zwei Eta
gen Container laden können. 
Bisher gibt es auf der Mittelwe
ser keinen nennenswerten Con
tainertransport, das könnte also 
eine Entlastung des Straßenver
kehrs bringen. 

Solche Prognosen wurden 
früher auch schon gemacht, in 
der Wirklichkeit waren die Zu
wachsraten im Schiffsverkehr 
auf der Weser aber eher gering. 
Während die Lobby der Reeder 
von 100.000 Containern pro 
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Das spricht auch gegen das ko-
loniale Programm, „Barbaren“ 
erziehen und das Land kultivie-
ren zu wollen.
Genau. Es ist interessant, dass 
eine Skandalisierung eines Ko
lonialbeamten möglich war, 
nicht aber AfrikanerInnen als 
selbstbewusste Männer und 
Frauen zu sehen. Dieser Ges
tus spricht der afrikanischen 
Bevölkerung Handlungsräume 
ab, die jedoch vorhanden sind 
oder waren.
Würde ein solcher Blick nicht 
aber Gefahr laufen, Täter- 
Opfer-Verhältnisse zu unter-
graben?
Nein. Worum es mir geht, ist ein 
anderer Blick – eine Wahrneh
mungsverschiebung. Die Aus
gangssituation in Kolonien ist 
für partizipatorisches Verhalten 
durchaus schlecht gewesen und 
es herrschte offene und vor al
lem willkürliche Gewalt. Es gab 
dennoch Menschen, die sich 
mit dieser Situation arrangiert 
haben, um strategisch positive 
Effekte für sich und andere he
rauszuholen. Sie einfach als Op
fer zu degradieren, würde hei
ßen, ihnen alles Eigene abzu
sprechen.
 INTERVIEW FLORIAN SCHLITTGEN

■■ 20 Uhr, Landeszentrale Bre-
men des Technischen Hilfswerks, 
Togostraße 44

„Ein anderer Blick“
KOLONIALGESCHICHTE Die Historikerin Rebekka 
Habermas stellt ihr Buch „Skandal in Togo“ vor

IN ALLER KÜRZE

Gewerkschaft fordert So-
fortprogramm für die Pflege
Gewerkschafter wollen anläss
lich der Gesundheitsminister
konferenz am nächsten Mitt
woch gegen schlechte Arbeits
bedingungen protestieren. Laut 
ver.diBerechnungen fehlen in 
deutschen Krankenhäusern 
162.000 Beschäftigte, davon 
rund 70.000 in der Pflege. Der 
Bremer Gewerkschaftssekretär 
Jörn Bracker sagte, als Sofortpro
gramm müssten 20.000 Stellen 
geschaffen werden. Auch die Al
tenpflege brauche mehr Perso
nal. In der umstrittenen Novelle 
des Bremischen Wohn und Be
treuungsgesetzes etwa ist von 
einer Nachtwache für bis zu 50 
Bewohner die Rede. Der Entwurf 
muss noch von der Bürgerschaft 
beschlossen werden. (epd)

Neue Fassade für „Harms 
am Wall“
Der Bremer Architekt Frank 
Püffel hat den Fassadenwettbe
werb um die Neugestaltung des 
Gebäudes von „Harms am Wall“ 
gewonnen. Insgesamt fünf Ar
chitekturbüros hatten sich am 
Wettbewerb beteiligt. Püffels 

Entwurf, nach Angaben des 
Gremiums „eine hochwertige, 
elegante und gut gegliederte 
Fassade“ mit Sandsteinverklei
dung, wurde einstimmig ange
nommen. (taz)

Zahl der Erwerbstätigen wei-
ter gestiegen
Im Land Bremen gab es im Jahr 
2016 ein spürbares Plus bei der 
Zahl der Erwerbstätigen. Der 
Anstieg betrug im Jahresdurch
schnitt 1,1 Prozent. Insgesamt 
waren 2016 am Arbeitsort Bre
men rund 424.000 Personen er
werbstätig, 2015 waren es noch 
rund 420.000. Die Angaben ba
sieren auf den vorläufigen Be
rechnungen des Arbeitskreises 
„Erwerbstätigenrechnung des 
Bundes und der Länder“ (AK 
ETR), wie das Statistische Lan
desamt Bremen mitteilt. Das 
stärkste Plus ergab sich im Bau
gewerbe. Die Zahl der Arbeit
nehmerInnen ohne marginal 
Beschäftigte ist im Land Bremen 
um 2,5 Prozent gestiegen und 
damit kräftiger als die Zahl der 
Erwerbstätigen insgesamt. Der 
Bundesdurchschnitt liegt bei 2,2 
Prozent. (taz)

Deutschlands schönste Ehe-
frau wird erstmals in Bremen 
gekürt. Dabei treten „die reife
ren Damen auf den Laufsteg“ – 
jene zwischen 26 und 48 näm

lich. Alle anderen haben Glück: 
Anstatt sich für die Fleischbe
schau in geschmacklose Abend
roben zu zwängen, können sie 
Eis essen – bei 27 Grad

Das Reife-Ehefrauen-Wetter

taz: Frau Habermas, wird 
über die deutsche Kolonial-
geschichte gesprochen, dann 
meist vor dem Hintergrund 
von Unterdrücker und Unter-
drückten – stimmt dieses Bild?
Rebekka Habermas: Ja, Kolo
nialherrschaft ist immer auch 
Gewaltherrschaft. Es besteht je
doch die Gefahr, AfrikanerIn
nen als Opfer zu stigmatisieren. 
Das dockt an einen kolonialen 
Blick an, der people of colour als 
Barbaren ausstellt, die nicht für 
sich selber sprechen können. Je
doch können sie das und haben 
es damals auch schon getan.
Was das Thema ihres neuen 
Buchs „Skandal in Togo“ ist, 
das eine scheinbare Provinz-
posse im Kaiserreich zum Aus-
gang nimmt.
Im Zentrum steht ein Konflikt. 
Ein togolesischer Kolonialbeam
ter, ein Deutscher, wird beschul
digt, AfrikanerInnen vergewal
tigt und getötet zu haben. Das 
kam in Kolonien durchaus vor. 
Dieser musste sich aber vor dem 
Berliner Reichstag dafür verant
worten und Zeitungen haben 
sein Verhalten schließlich skan
dalisiert. Das hat einen Grund.
Welchen denn?
Ein lokaler chief, ein Sprecher 
der dortigen AfrikanerInnen, 
hat immer wieder Beschwerde 
beim Gouverneur von Deutsch
Togo eingereicht, dass jener Ko
lonialbeamte zu hohe Steuern 
verlange. Und mit Steuern ist 
hier Zwangsarbeit gemeint. Die 
dortige Mission stellte sich hin
ter den chief, welcher ungeach
tet dessen verhaftet wurde und 
im Gefängnis starb. Doch das 
wird in den Zeitungen sowie 
im Gericht gar nicht erwähnt, 
da ein Afrikaner, der für seine 
Rechte eintritt, nicht zum Bild 
des Barbaren passt.

„Wir finden gut, dass 
die Stadt ein Angebot 
gemacht hat“
SPRECHER DER BESETZERINNEN  
DES ALTEN SPORTAMTES

Rebekka Habermas

■■ 58, ist Professorin für Mittlere 
und Neuere Ge-
schichte an der 
Georg-August-
Universität 
Göttingen und 
forscht zu Kolo-
nialgeschichte.

Jahr träumt, hält Ferlemann Pro
gnosen von 10.000 Containern 
für seriös.

Und das Problem sind auch 
nicht die Kurven, in denen zwei 
GMS sich nicht „begegnen“ kön
nen, also ein paar Minuten vor 
solchen Kurven warten müss
ten, sondern die Schleusen. Ei
nen zeitlichen Vorteil für die 
Reeder, davon war auch Ferle
mann überzeugt, bringt der 
UferRückbau nicht. Dennoch 
will der Bund dafür 20 Millio
nen ausgeben, Geld scheint im 
Moment genug da zu sein – nur 
um den „Stress“ bei den Kapi
tänen zu verringern, wie Ferle
mann auf Nachfrage erklärte.

Wenn am 18. 8.2017 die neue 
Schleuse Minden offiziell er
öffnet wird, wird die Mittelwe
ser freigegeben für Großmotor
Schiffe – und dann wird man se
hen, wie viele kommen. KAWE
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